
Für das Nachschlagewerk !
Nicht für die Amtliche Sammlung l 2542 083

Gesetz^ BEG- 1956 § 64

Rechtssatzj^ a) Die Vermutung des § 64 Abs 2 BEG greift zugun-
sten eines Angehörigen der dort erwähnten 
Personengruppen Platz, wenn festgestellt ist, 
daß er einen Schaden im beruflichen oder wirt­
schaftlichen Fortkommen in der Verfolgungszeit 
erlitten hat« Sie kann nur durch Tatsachen, nicht durch bloße Tatsachenvermutungen wider­
legt werden«

b) Für die Entscheidung der Frage, ob ein Ver­
folgter «infolge einer im Reichsgebiet nach 
dem Stande vom 31«12,1957 begonnenen Verfol­
gung" im beruflichen oder wirtschaftlichen 
Fortkommen geschädigt worden ist, kommt es 
nicht darauf an, wo die Verfolgungshandlung 
begonnen hat, sondern darauf, wo derber-“ 
folgte erstmals von der Verfolgungsmaßnahme 
erfaßt worden ist,

c) Ist ein deutscher Staatsangehöriger durch 
eine rechtswidrige Maßnahme, die noch keine 
Verfolgungsmaßnahme im Sinne des § 2 BEG 
war, aus dem Altreichsgebiet «umgesiedelt” 
worden, so kann er Entschädigungsansprüche 
wegen Schadens im beruflichen und wirt­
schaftlichen Fortkommen erheben, wenn sich 
eine später einsetzende Verfolgung gegen 
ihn auswirkt, solange er sich infolge der 
rechtswidrigen Umsiedlung im Ausland auf­
hält.

Aktenzeichen: IV ZR 94/57 
Urt, des BGH v, 29- Juni 1957 OBG Köln



IV, ZR 94/57 
(5 U /Entsch/ 53/56)

Verkündet
am 29o Juni 1957
Schorm, Justizangestellter 
als Urkundebeamter der 
Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Entschädigungsrechtsstreit

mdes Schaustellers Paul S c h  
V f l ^  Straße flP,

Klägers und Revisionsklägers, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr,

das land Nordrhein-Westfalen, vertreten durch den Minister
des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf,

Beklagten und Revisionsbeklagten,
- Prozeßbevollmächtigtet Rechtsanwälte und

Br»

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 29- Juni 1957 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrichter Ascher, 
Johannsen, Br> v. Werner und Maaß

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
5* Zivilsenats (Sntschädigungssenats) des Oberlan- 
desgeriohte in Köln vom 7* Januar 1957 auf gehoben.

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen»

Von Rechts wegen
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Tatbestand*
«

Der Kläger, der am 1904 geboren ist, ist
Zigeuner. Nachdem er die Volksschule besucht hatte, arbei­
tete er zunächst als Arbeiter bei Bauern« Später übte er 
den Beruf des Schaustellers aus, er betrieb bis zum Jahre 
1937 ein Kasperletheater. Im Jahre 1937 wurde ihm der 
Betrieb dieses Theaters untersagt; er war in der Folgezeit 
als Gelegenheitsarbeiter tätig. Diese Tätigkeit fand ein 
Ende, als er im Jahre 1940 im Rahmen der damals in den 
westlichen Teilen des Reichs gegen die Zigeuner durchge- 
f Uhr ten Umsiedlungsaktion mit seiner Familie von K^B, 
seinem damaligen Wohnort, nach Polen deportiert wurde. Dort 
wurde er bis zum Jahre 1945 im Ghetto festgehalten,
wo er ununterbrochen unbezahlte Zwangsarbeit verrichten 
mußte. Im Jahre 1945 kehrte er nach K d  zurück. Er ist 
mehrfach vorbestraft.

Der Kläger verlangt Entschädigung für Schaden im 
beruflichen und wirtschaftlichen Fortkommen. Der Regie­
rungspräsident in Köln hat als zuständige Entschädigungs­
behörde den Entschädigungsantrag durch Bescheid vom 
2. Mai 1956 abgelehnt, weil die Umsiedlung der Zigeuner 
aus den Grenzgebieten im Mai 1940 keine Verfolgungs­
sondern eine Kriegsmaßnahme gewesen sei.

Mit der Klage verfolgt der Kläger seinen Entschä­
digungsanspruch weiter, und zwar mit Rücksicht auf die 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs nur für die Zeit 
vom 1. März 1943 bis zum 30. April 1945. Er beantragt,

das beklagte Land zu verurteilen, an ihn wegen
Schadens im beruflichen und wirtschaftlichen .
Fortkommen eine Entschädigung in Höhe von
1c0405—  DM zu Zahlern
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Das beklagte Land hat gebeten,

die Klage abzuweisen.

Es vertritt die Ansicht, seine Entschädigungspflicht 
entfalle schon deswegen, weil die Schäden nicht im Zuge 
einer im Reichsgebiet nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 begonnenen Verfolgung entstanden seien.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Das Ober­
landesgericht hat auf die Berufung des beklagten Landes 
das landgerichtliche Urteil geändert und die Klage abge­
wiesen.

Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision 
verfolgt der Kläger seinen Klagantrag weiter. Das beklag­
te Land hat gebeten, die Revision zuriickzuweisen.

Aus dem von dem Berufungsgericht festgestellten Sach­
verhalt ergibt sich, daß der Kläger in der Zeit vom 
1« März 1943 bis zum 30. April 1945 in der Nutzung seiner 
Arbeitskraft geschädigt wurde, weil er in dieser &eit 
durch deutsche Behörden im Ghetto ScflHB in Polen 
zwangsweise festgehalten und zu unentlohnten Zwangsarbei­
ten gezwungen wurde. Er hat somit Schaden im wirtschaft­
lichen Portkommen erlitten (§ 65 BEG), für den ihm ein 
Entschädigungsanspruch zusteht, wenn die übrigen Voraus­
setzungen für einen Anspruch nach dem Bundesentschädigungs­
gesetz vorliegen.

Pür alle Sondertatbestände des Schadens im berufli­
chen und wirtschaftlichen Portkommen (£§ 66 ff, 87 ff,
99 ff, 127' ff BEG) gilt der gemeinsame Grundsatz des
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§ 64 Abs 1 Satz 1 BEG, daß diese Schäden nur dann einen 
Entschädigungsanspruch nach dem Bundesentschädigungsge­
setz gewähren, wenn der Verfolgte im Zuge einer im Reichst 
gebiet nach dem Stande vom 31* Dezember 1937 begonnenen 
Verfolgung in seinem beruflichen oder in seinem wirtschaft­
lichen Portkommen nicht nur geringfügig benachteiligt 
worden ist. Ist der Verfolgte ein Vertriebener im Sinne 
des § 1 des Bundesvertriebenensgesetzes, so besteht der 
Anspruch auch dann, wenn die Verfolgung im Vertreibungs­
gebiet begonnen hat. Gehört der Verfolgte zu einem Perso- 
nenkreis, der in seiner Gesamtheit von den nationalsoziali­
stischen Gewalthabern aus dem kulturellen oder wirtschaft­
lichen Leben Deutschlands ausgeschlossen werden sollte, 
so wird nach § 64 Abs 2 aaO vermutet, daß der Schaden im 
beruflichen und wirtschaftlichen Portkommen durch national­
sozialistische Gewaltmaßnahmen verursacht worden sei.
Der Streit der Parteien geht im vorliegenden Pall im ̂ 
wesentlichen darum, ob zugunsten des Klägers die Vermu­
tung des § 64 Abs 2 BEG durchgreift und ob die Verfolgung 
des Klägers im Reichsgebiet nach dem Stande vom 31» De­
zember 1937 begonnen hat-

1» Das Berufungsgericht hat diese beiden für den hier 
anhängigen Rechtsstreit entscheidenden fragen zum Nach­
teil des Klägers beantwortet. Hierin kann ihm nicht ge­
folgt werden«

Daß die gegen die Zigeuner in den westlichen Bezir­
ken des Reichs im Jahre 1940 durchgeführte Umsiedlungs­
aktion keine nationalsozialistische Gewaltmaßnahme im 
Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes bzw. des Bundeser­
gänzungsgesetzes war, hat der Senat in dem Urteil vom 
7. Januar 1956 - IT ZE 211/55 (HJf HaW 1956, 113) einge- 
hend dargelegt, er hat daran in.ständiger Rechtsprechung



festgehalten (Urteile vom 5* Dezember 1956 IV ZR 200,
201 und 202/56 sowie vom 3. April 1957 IV ZR 292/56).
In allen diesen Erkenntnissen hat der Senat weiter aus­
gesprochen, daß die nationalsozialistische Zigeuner­
politik seit dem sogenannten Auschwitz-Erlaß vom 
16c Dezember 1942 eine grundsätzliche Änderung erfahren 
hat, weil von nun an für die Behandlung der Zigeuner 
im Herrschaftsgebiet der nationalsozialistischen Gewalt­
haber allein oder doch überwiegend rassenpolitische 
Gründe maßgebend waren und weil von da an die Politik 
des Hationalsozialismuis offensichtlich darauf .gerichtet 
war, die Angehörigen des ZigeunerVolkes auszurotten.
Es liege daher nahe, so wird in den erwähnten Urteilen 
näher dargelegt, daß von den Maßnahmen, die in diesem 
Erlaß in Aussicht genommen waren, nicht nur die in dem 
Erlaß aufgefUhrten Personen betroffen werden sollten, 
sondern'auch die Zigeuner, die sich bereits in der Gewalt 
der nationalsozialistischen Machthaber aus anderen Gründen 
außerhalb des Geltungsbereiches des Erlasses befanden, 
so z.B. auch diejenigen, die im Zuge der Umsiedlungs­
aktion von 1940 zunächst aus militärischen Gründen nach 
Polen überführt und dort zwangsweise festgehalten wurden. 
Eine.: abschließende tatsächliche.. Feststellung darüber 
konnte der Bundesgerichtshof nicht treffen, sondern muß­
te dies den Tatsacheninstanzen überlassen, soweit sie 
dies noch nicht festgestellt hatten. Der Senat mußte sich 
daher in den Urteilen vom 5. Januar 1956 und vom 3- April 
1957 darauf beschränken, darzulegen, daß die gewaltsame 
Festhaltung der Zigeuner in Polen aus rassenpolitischen 
Verfolgungsgründen sehr nahe liege.

2. a) Während für die Haftentschädigungaansprüche, die 
Gegenstand aller früheren Verfahren vor dem Bundesge­
richtshof bildeten, ein Entschädigungsanspruch nur dann 
zugebilligt werden konnte, wenn eine tatsächliche Fest-
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Stellung darüber getroffen werden konnte * daß in der 
Tat die den Zigeunern in Polen nach dem 1. März 1943 
auferlegte Zv/angshaft aus Verfolgungsgründen im Sinne 
des § 2 BEG durchgeführt wurde, ist der Anspruch des 
Klägers hiervon nicht abhängig. Der Kläger gehört als 
Angehöriger des Zigeunervolkes zu einem Personenkreis, 
der in seiner Gesamtheit vom kulturellen und wirt­
schaftlichen heben Deutschlands ausgeschlossen werden 
sollte. Darüber kann, wenn man auch die übrigen gegen 
die Zigeuner erlassenen und durchgeführten Anordnungen 
und Gesetze, auf die das Landgericht in seinem Urteil 
zutreffend hinweist, für die hier in Präge kommende 
Zeit kein Zweifel mehr bestehen. Das wird auch vom Be­
rufungsgericht nicht in Abrede gestellt, wie die Aus­
führungen auf Seite 7 des Berufungsurteils zeigen.

b) Zu Unrecht meint aber das Berufungsurteil, der 
Kläger könne sich für den hier von ihm verfolgten An­
spruch nicht auf die Vermutung des § 64 Abs 2 BBG beru­
fen,, daß der Schaden im beruflichen und wirtschaftlichen 
Portkommen auf einer nationalsozialistischen Gewalt­
maßnahme beruhe. Der Berufungsrichter führt aus, die 
Vermutung streite nur für einen Verfolgten. Die Tatsache 
der Verfolgung werde aber nicht vermutet, sondern sei 
im Binzelfall zu beweisen. Diesen Beweis habe der 
Kläger aber, wie der Berufungsrichter meint, nicht er­
bracht. Mit diesen Ausführungen verkennt aber der Beru­
fungsrichter die Bedeutung der in § 64 Abs 2 aaO auf­
gestellten Vermutung und ihre Voraussetzungen, Die 
Vermutung greift nicht zugunsten eines Verfolgten, 
sondern zugunsten der Angehörigen der erwähnten Perso­
nengruppen Platz. Voraussetzung für die Anwendung 
des § 64 Abs 2 aaO ist lediglich, daß festgestellt



werden kann, daß der Angehörige dieser Personenkreise 
einen Schaden im. beruflichen oder wirtschaftlichen 
Fortkommen erlitten hat. Steht dies fest - und daran 
kann für den vorliegenden Fall kein Zweifel bestehen 
dann greift die Vermutung Platz, daß dieser Schaden 
durch eine nationalszialistisehe Gewaltmaßnahme im 
Sinne des § 2 BEG verursacht worden ist* Mehr wird vom 
Gesetz nicht verlangt. Es ist nicht ersichtlich, warum 
der Berufungsrichter meint, außerdem müsse noch darge­
tan werden, daß eine Verfolgung stattgefunden habe. 
Verfolgter ist, wer durch eine Gewaltmaßnahme im Sinne 
des § 2 BEG betroffen ist. Mehr ist nicht notwendig, 
damit eine Person im Sinne des Bundesentschädigungsge­
setzes Verfolgter ist. Wird also die Verursachung 
des Schadens im beruflichen und' wirtschaftlichen Fort­
kommen vermutet, dann hat der Entschädigungsberechtigte 
auch notwendig die Vermutung für sich, daß er Ver­
folgter ist. Die Ansicht des Berufungsgerichts würde 
die Vermutung des § 64 Abs 2 BEG praktisch entwerten*

3« Die Vermutung ist auch durch die tatsächlichen 
Feststellungen, die derr Berufungsrichter getroffen hat, 
nicht widerlegt. Baß es darauf nicht ankoromen kann, 
ob sich in den äußeren Lebensverhältnissen der nach 
Polen umgesiedelten Zigeuner etwas nach dem 1, März 
1943 geändert hat, hat der erkennende Senat in dem 
zur Veröffentlichung bestimmten Urteil vom 3. April 
1957 IV ZR 292/56 dargelegt. Auf diese Ausführungen 
kann hier Bezug genommen werden. Zur Widerlegung der 
Vermutung ist im vorliegenden Fall erforderlich, daß 
bestimmte Tatsachen festgestellt werden, aus denen 
sich eindeutig ergibt, daß die Ghettozwangshaft gegen 
den Kläger nicht aus Gründen der Rasse duröhgeftihrt 
worden ist.’ Babei genügt es aber nicht, daß die
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Machthaber mit der Pesthaltung der Zigeuner nicht auch 
andere Zwecke verfolgt haben. Bine Maßnahme ist schon- 
dann eine nationalsozialistische Gewaltmaßnahme im Sin­
ne des § 2 BEG. wenn sie auch aus den Verfolgungsgrün­
den des § 1 getroffen wurde. Die Vermutung ist jedoch 
zum Nachteil des Klägers nicht dadurch ausgeräumt, daß 
der Berufungsrichter auf Seite 6 des Berufungsurteils 
ausführt, die maßgeblichen Stellen seien auch nach der 
Besetzung der Niederlande, Belgiens und Frankreichs 
im Jahre 1940 o f f e n b a r  der Meinung gewesen, ' 
daß sichex’heitspolizeiliche und militärische Gründe die 
weitere Unterbringung der aus den Westgebieten abtrans­
portierten Zigeuner im Generalgouvernement erfordert 
hätten, da sonst die weitere Festhaltung der Zigeuner 
vor dem Auschwitz-Erlaß nicht zu klären sei. V i e l ­
l e i c h t  sei für die nationalsozialistische Staats­
führung ein ausreichender Grund für die weitere Fest­
haltung gewesen, daß der Rücktransport der Zigeuner 
nicht kriegswichtig erschienen sei. Alle diese Er­
wägungen des Berufungsgerichts sind ebenfalls nur 
tatsächliche Vermutungen des Berufungsgerichts, die 
durch tatsächliche Feststellungen nicht untermauert 
sind. Solche Vermutungen genügen aber nicht, um die 
Vermutung des § 64 Abs 2 BEG auszuräumen. Es ist daher 
rechtlich fehlsam, wenn der Berufungsrichter seine 
Entscheidung darauf stützt, die Vermutung des § 64 
Abs 2 BEG greife nicht Platz.

4. Auch die Hilfserwägung, mit der der Berufungs­
richter das Bestehen des EntSchädigungsanspruchs des 
Klägers verneint, beruht auf Rechtsirrtum. In dem 
Berufungsurteil wird hierzu ausgeführt, selbst wenn 
man in dem Festhalten des Klägers nach dem 1. März 1943



eine Verfolgung aus rassischen Gründen sehen wollte* 
müßte der Anspruch des Klägers daran scheitern, daß 
die Verfolgung nicht «im Reichsgebiet nach dem Stande 
vom 31> Dezember 1937 begonnen habe”, wie es § 64 Abs 1 
Satz 1 BEG voraussetze. Es komme dabei nicht darauf 
an, daß die zentralen Anweisungen zu der Verfolgung 
vom Reichsgebiet ausgegangen seien, § 64 aaO sei dahin 
auszulegen, daß die Verfolgung da begonnen habe, wo die 
Verfolgungsabsicht durch die erste Ausführungshandlung 
gegen den einzelnen Verfolgten in die Tat umgesetzt wor­
den sei.

Diesen Erwägungen kann nicht beigetreten werden. 
Wenn § 64 Abs 1 BEG bestimmt, daß ein Anspruch auf Ent­
schädigung für Schaden im beruflichen und wirtschaftli­
chen Portkommen für den Verfolgten nur gegeben sei, wenn 
die Verfolgung im Altreichsgebiet bzw. im Vertreibungs­
gebiet begonnen habe, so kann daraus entnommen werden, 
daß der Gesetzgeber durch diese Voraussetzung die Ent­
schädigungspflicht der Bundesrepublik für Schäden der 
genannten Axt einschränken wollte und daß der Entschädi­
gungsanspruch nicht in allen Fällen gegeben sein soll, 
in denen der Verfolgte in seinem beruflichen und wirt­
schaftlichen Fortkommen geschädigt worden ist«. Im übri­
gen ist der Begriff «des Beginns der Verfolgung im 
Reichsgebiet nach dem Stande vom 31 - Dezember 1937« 
nicht eindeutig und bedarf der Auslegung.

Man kann die Worte des Gesetzes so verstehen, daß 
damit verlangt wird, daß die Verfolgungshandlung im 
Reichsgebiet begonnen habe. Diese Auslegung wird z.B. 
von Becker-Huber-Küster BErgG § 25 Anm 9 (Seite 397) 
vertreten, wenn sie den Satz aufsteilen, für den Beginn 
der Verfolgung komme es nicht auf den Standpunkt des
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Verfolgten, sondern auf den des Verfolgers an. Von die­
ser Auslegung geht auch das Erläuterungsbuch von Bles- 
sin-Wilden 1. Aufl § 25 Anm 8 (Seite 212) aus, wenn aus­
geführt wird, die Verfolgung habe im Reichsgebiet (nach 
dem Stande vom 31- Dezember 1937) begonnen, wenn sie 
hier ausgelöst werde (ebenso die zweite Aufl in Anm 14 
zu § 64 auf Seite 476). Beide Erläuterungsbücher sind 
aber der Ansicht, eine Auslösung der Verfolgung im 
Reichsgebiet liege nicht schon dann vor, wenn die allge­
meinen Gesetze und Verordnungen im Reichsgebiet erlassen 
seien, die die Verfolgung ausgelöst hätten. Denn dann 
müßten, wie Blessin-Wilden 2. Aufl aaO ausführen, alle 
Verfolgungen, die auf Grund allgemeiner Gesetze und 
Verordnungen durchgeführt seien, im Reichsgebiet, näm­
lich in Berlin, begonnen haben. Dies ist auch die An­
sicht von Becker-Huber-Küster aaO, wenn sie davon spre­
chen, die erste A u s f ü h r u n g s h a n d l u n g  
müsse im Altreichsgebiet vorgenommen worden sein.

Legt man diese Auslegung des Gesetzes zugrunde, 
dann ist nicht einzusehen, warum zum Zwecke der 
Verfolgung erlassene Gesetze und Verordnungen allein 
nicht schon den Beginn einer Verfolgung bedeuten können.
Es bleibt auch offen, wie es mit allgemeinen Verwaltungs­
verfügungen gehalten werden soll, besonders wenn es sich 
um Kollektivverfolgungsmaßnahmen handelt, die keine Grund­
lage in Gesetzen und Verordnungen haben. Demgemäß hat der 
erkennende Senat auch in dem Urteil vom 2. Juli 1955 
IV ZR 69/55 (NdW RzW 1955, 294) ausgesprochen, daß zu 
den Gewaltmaßnahmen auch der Erlaß von (judenf eindlichen) 
Gesetzen und Anordnungen gehört. Gegen die bisher erör­
terte Auslegung des Gesetzes ergeben sich somit erheb­
liche Bedenken, Es ist daher die andere, in der Be-
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gründung zum Entwurf des Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesergänzungsgesetzes vom 9« Dezember 1955 
(Bundestagsdrucksache 1949), in den Bemerkungen zu 
§ 25 des Entwurfes (§64 3EG) auf Seite 130 vertretene 
Ansicht vorzuziehen, daß die Verfolgung im Reichsgebiet 
begonnen hat, wenn sie den Verfolgten dort erstmals 
erfaßt hat. Denn der Zweck der im § 64 Abs 1 aaO ent­
haltenen Beschränkung der Entschädigungsfälle ist doch 
offensichtlich der, einen Entschädigungsanspruch da 
nicht zu gewähren, wo der Verfolgungstatbestand zum 
Reichsgebiet keine Beziehungen gehabt hat. Als typi­
sches Beispiel kann der Ball dienen, daß eine deutsche 
Firma im Ausland einen selbständigen dort ansässigen 
jüdischen Vertreter hatte und zu ihm unter dem Ein­
fluß der Judengesetzgebung des Dritten Reichs die Be­
ziehungen löste. Die von dexa im Ausland wohnhaften Ver­
folgten durch die Lösung der Geschäftsbeziehungen er­
littenen Schäden sind nach dem Bundesentschädigungsge- 
setz nicht zu entschädigen. In diesem Sinne sprechen 
sich auch Becker-Huber-Ktister aaO aus, wenn im Wider­
spruch zu dem von ihnen aufgestellten Grundsatz, es 
komme nicht auf den Standpunkt des Verfolgten, sondern 
den des Verfolgers an, ausführen, bei Verfolgten, die 
nicht Vertriebene im Sinne des Bundesvertriebenenge- 
setzes seien, werde nur eine im Altreichsgebiet aus­
geübte Erwerbstätigkeit berücksichtigt, deshalb könne 
ein Reichsdeutscher, der im Ausland berufstätig gewesen 
sei, oder ein Ausländer, der durch eine in Deutschland 
oder im Vertreibungsgebiet begonnene Verfolgung in 
seinem Heimatland existenzlos geworden sei, einen 
Entschädigungsanspruch nicht erheben. Diese Ansicht 
läßt sich nur aufrechterhalten, wenn man bei der Ent­
scheidung der Frage, wo die Verfolgung begonnen habe, 
nicht auf die Verfoagungshandlung» sondern auf die



Wirkung.der Verfolgung abstellt und nach dieser die 
Verfolgungsmaßnahme im Sinne des § 64 Abs 1 BEG 
(= § 25 BErgG) lokalisiert.

5« Auf den ersten Blick hat es den Anschein, daß bei 
dieser Auslegung des Gesetzes dem Kläger ein Entschä­
digungsanspruch für Schäden im beruflichen oder wirt­
schaftlichen Fortkommen nicht zustehen könne. Die 
Umsiedlung im Jahre 1940 war keine Gewaltmaßnahme im 
Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes, wie auch der 
Berufungsrichter im Anschluß an die ständige Rechtspre­
chung des Senats ausgeführt hat. Als nationalsozialisti­
sche Gewaltmaßnahme kann erst eine in den Jahren 
1942 und 1943 einsetzende nationalsozialistische Ver­
folgung in Betracht kommen. Damals befand sich der Klä­
ger in Polen, wohin er aus dem Reichsgebiet im Jahre 1940 
ausgesiedelt worden war. Wollte man aber aus diesem 
Sachverhalt den Schluß ziehen, daß der Kläger außerhalb 
des Reichsgebiets verfolgt worden sei, 30 würde dieser, 
wie das Landgericht zutreffend ausgeführt hat, gegenüber 
den Verfolgten aus den Vertreibungsgebieten (§64 Abs 1 
Satz 2, § 150 BBG) ohne gerechtfertigten Grund benach­
teiligt sein. Es ist jedoch im vorliegenden Fall davon 
auszugehen, daß die Umsiedlungsaktion 1940 zwar keine 
nationalsozialistische Gewaltmaßnahme im Sinne des BEG, 
daß sie aber rechtswidrig war, weil nach rechtsstaat­
lichen Grundsätzen deutsche Staatsangehöi'ige aus keinem 
Grunde, welches dieser auch sein möge, aus dem Reichs­
gebiet gegen ihren Willen ins Ausland "umgesiedelt" 
werden durften. Daß die Umsiedlungsaktion des Jahres 
1940 ein unrechtmäßiger Eingriff in die Rechte der davon 
betroffenen Zigeuner mit deutscher Staatsangehörigkeit 
war, hat der Senat schon dem Urteil vom 5. Januar 19-56



IV ZR 211/55 (RzW 1956, 113) ausgesprochen, wenn er dort 
ausführt, die Umsiedlungsaktion habe rechtsstaatlichen 
Grundsätzen widersprochen« Dieser Pall.ist insoweit an­
ders als der in der in RGZ 152, 58 /UÖ/ abgedruckten Ent­
scheidung behandelte Pall, in dem das Reichsgericht 
annahm, durch die Ausweisung eines Reichsdeutschen aus 
einem früheren Schutzgebiet durch die Kandatsmacht nach 
dem Ende des ersten Weltkrieges sei der Wohnsitz des 
Reichsdeutschen in diesem Schutzgebiet aufgehoben 
(§7 Abs 2 BGB)« In diesem Pall war die Mandatsmacht, 
die die staatliche Gewalt in dem ehemals deutschen Ko­
lonialgebiet ausübte, völkerrechtlich zur Ausweisung 
berechtigt« Es ist deshalb schon fraglich, ob der Klä­
ger wegen der Rechtswidrigkeit der Umsiedlung seinen 
innerdeutschen Wohnsitz verloren hat und ob nicht vom 
Standpunkt des Rechts aus seine gesamten Lebensver- 
-hältnisse als an diesem Ort lokalisiert geblieben sind 
(Enneecerus-Ripperdey Allgül BGB § 96 I auf Seite 372), 
sodaß. schon deswegen der Kläger von den Verfolgungs­
maßnahmen gegen die Zigeuner im Jahre 1943 ”im Reichs­
gebiet” betroffen worden ist. Diese Präge braucht je­
doch hier nicht entschieden werden. Auch wenn man an­
nimmt, daß der Kläger infolge der Pesthaltung im ”Aus- 
land” seinen Wohnsitz gehabt hat, kann sich das beklagte 
Land nicht darauf berufen« Der Kläger ist durch eine 
rechtswidrige Maßnahme ”umgesiedelt” und dadurch aus 
dem Gebiet des Altreichs entfernt worden. Er ist durch 
nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen an der Rückkehr 
ins Inland tatsächlich verhindert worden. Er muß im 
Entschädigungsrecht so behandelt werden, als ob er 
im Reichsgebiet selbst in seinen Lebensverhältnissen 
getroffen worden wäre« Das entspricht auch der Billig­
keit, Pür die rechtliche Behandlung kann es keinen ent-



scheidenden Unterschied bedeuten, ob jemand durch 
nationalsozialistische Crewaltmaßnahmen im Sinne 
des § 2 BEG gehindert wird, seinen Beruf oder sein 
Gewerbe an seinem Aufenthaltsort im Altreichsgebiet 
für die Zukunft weiten aiszuüben, oder ob er durch 
solche Maßnahmen gehindert wird, an seinen früheren 
Aufenthaltsort zurückzukehren und einen Beruf, den 
er dort rechtmäßig ausgeübt hat und den er infolge 
rechtswidriger Maßnahmen hat aufgeben müssen, wie­
der, aufzunehmen, Der Kläger kann einem im Ausland 
Berufstätigen dann nicht gleichgestellt werden.
Denn er hat niemals wie die in dem oben angeführten 
Beispiel genannten Personen seinen Beruf im Ausland 
ausgeübto Br war bis zur Umsiedlung stets im Alt­
reichsgebiet berufstätig und ist erst durch die 
(rechtswidrige) Umsiedlung aus dem Berufsleben ge­
rissen worden. Er ist auch sofort nach 1945 nach 
Köln zurückgekehrt, wo er auch vor der Umsiedlung 
gewohnt hatte. Unter diesen Umständen fehlt es an 
den Voraussetzungen des § 64 Abs 1 Satz 1 BEG 
bei der erforderlichen sinngemäßen Auslegung 
dieser Vorschrift nicht.

6, Bas Urteil des Berufungsgerichts kann daher 
nicht bestehen bleiben. Zur Endentscheidung ist 
der Rechtsstreit noch nicht reif. Bie Präge, ob 
die Haft des Klägers auch Uber den 1. März 1943 
hinaus eine nationalsozialistische Gewaltmaßnahme 
war, ist noch nicht endgültig geklärt, da nur eine 
Vermutung nach § 64 Abs 2 BEG dafür spricht. Es 
muß dem beklagten Land die Möglichkeit eingeräumt



werden; unter Berücksichtigung des oben Ausgeführten 
Beweis dafür zu erbieten, daß es sich auch im Jahre 
1943 nicht um eine nationalsozialistische Gewaltmaßnahme 
gehandelt hat, die gegen den Kläger ergriffen wurde» Die­
se Frage ist. nicht nur im Falle des Klägers, sondern 
überhaupt offen.. Erstmals in dem schon erwähnten Ur­
teil des erkennenden Senats vom 3..April 1957 IV ZR 292/56 
sind vom erkennenden Senat Ausführungen darüber gemacht 
worden, auf welchem Wege eine Klärung dieser umstrit­
tenen Frage herbeigeführt werden kann» Die Möglichkeit, 
von den dort aufgeführten Beweismitteln Gebrauch zu ma­
chen, muß dem beklagten Land gegeben werden«

Außerdem enthält das angefochtene Urteil auch 
keine Feststellungen darüber, welcher besondere Fall 
des Schadens im beruflichen oder wirtschaftlichen Fort­
kommen nach seiner Ansicht hier vorliegt * Ohne daß darüber 
Feststellungen getroffen sind, kann ein Entschädigungs­
anspruch für Schaden im wirtschaftlichen und beruflichen 
Fortkommen überhaupt nicht bestehen (Blessin-Wilden 
2 Äufl $ 64 Anm 2 auf Seite 469). Auch die Höhe ist 
nicht geklärt.

Der Berufungsrichter wird.sodann noch zu klären 
haben, ob nicht § 9 Abs 5 B2G dem geltend gemachten 
Entschädigungsanspruch unter anderem auch etwa entge­
gensteht, daß der im Jahre 1904 geborene Kläger, wäre 
er nicht rassisch verfolgt worden, zum Heeresdienst . 
während des Krieges eingezogen worden wäre und schon 
deshalb einen Schaden im beruflichen und wirtschaftli­
chen Fortkommen nicht erlitten hätte.
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Aua diesen Gründen muß die Sache gemäß § 565 Abs 1 
ZPO an das Berufungsgericht, wie geschehen, zurückverwie­
sen werden»

Schmidt Ascher Johannsen v.Werner Maaß
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